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Die Revision der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des ThÃ¼ringer Landessozialgerichts
vom 30. Mai 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten des Revisionsverfahrens sind
nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die KlÃ¤gerin begehrt hÃ¶here Arbeitslosenhilfe (Alhi) fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar
bis 31. MÃ¤rz 1999 und macht geltend, die an sie gezahlte Elternrente aus der
Unfallversicherung sei nicht als Einkommen zu berÃ¼cksichtigen.

Die KlÃ¤gerin bezieht von der Beklagten Alhi, ua nach einer Fortzahlungsbewilligung
ab 1. April 1998 in HÃ¶he von wÃ¶chentlich 189,70 DM. Am 20. MÃ¤rz 1998
verstarb der 1976 geborene Sohn der KlÃ¤gerin infolge eines Arbeitsunfalls. Die
zustÃ¤ndige Bau-Berufsgenossenschaft (BG) bewilligte daraufhin der KlÃ¤gerin im
Dezember 1998 fÃ¼r die Zeit ab 20. MÃ¤rz 1998 bis lÃ¤ngstens Februar 2005
Rente gemÃ¤Ã� Â§ 69 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch â�� Gesetzliche
Unfallversicherung â�� (SGB VII â�� iF: Elternrente) in HÃ¶he von zunÃ¤chst 746,67
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DM pro Monat, ab 1. Juli 1998 in HÃ¶he von 750,18 DM monatlich. FÃ¼r die Zeit bis
Ende 1998 behielt die BG einen Nachzahlungsbetrag ein und leitete diesen an die
Beklagte zur Befriedigung eines behaupteten Erstattungsanspruchs weiter.

Die Beklagte hob nach der Bewilligung der Elternrente die Alhi-Bewilligung fÃ¼r die
Zeit ab 20. MÃ¤rz 1998 teilweise auf, forderte die Ã�berzahlung in HÃ¶he der
Elternrente fÃ¼r die Zeit bis Dezember 1998 zurÃ¼ck und bewilligte der KlÃ¤gerin
mit Bescheid vom 13. Januar 1999 ab 1. Januar 1999 Alhi nur noch in HÃ¶he von
16,94 DM. Den Betrag von 16,94 DM ermittelte die Beklagte â�� ausgehend von
einem Bemessungsentgelt von 490 DM, der Leistungsgruppe A und dem
allgemeinen Leistungssatz â�� aus einer wÃ¶chentlichen Alhi von 190,05 DM unter
BerÃ¼cksichtigung der Elternrente als Einkommen in HÃ¶he von wÃ¶chentlich
173,11 DM (750,18 DM x 3: 13). Den Widerspruch der KlÃ¤gerin wies sie zurÃ¼ck
(Widerspruchsbescheid vom 20. Juli 1999).

Das Sozialgericht (SG) hat die auf Verurteilung der Beklagten zur Zahlung von Alhi
in HÃ¶he von wÃ¶chentlich 190,06 DM gerichtete Klage abgewiesen (Urteil vom 6.
April 2000). Im Berufungsverfahren hat die Beklagte erklÃ¤rt, an ihren Aufhebungs-
und Erstattungsbescheiden nicht festzuhalten. Die KlÃ¤gerin hat dieses
Anerkenntnis angenommen. Die Beteiligten haben Ã¼bereinstimmend erklÃ¤rt, es
solle lediglich der Zeitraum 1. Januar bis 31. MÃ¤rz 1999 streitig entschieden
werden und die Beklagte zahle gegebenenfalls, abhÃ¤ngig vom Ausgang des
Verfahrens, Leistungen fÃ¼r die Ã¼brige Zeit nach.

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des
SG zurÃ¼ckgewiesen. Es hat ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin habe fÃ¼r den streitigen
Zeitraum vom 1. Januar bis 31. MÃ¤rz 1999 keinen Anspruch auf hÃ¶here Alhi unter
AuÃ�erachtlassung der Elternrente. Denn diese unterfalle, da sie den Verlust von
UnterhaltsansprÃ¼chen ausgleichen solle, nicht der Privilegierungsvorschrift des Â§
194 Abs 3 Nr 7 Sozialgesetzbuch Drittes Buch â�� ArbeitsfÃ¶rderung â�� (SGB III).
Die Rente gemÃ¤Ã� Â§ 69 SGB VII habe in vollem Umfang Unterhaltsersatzfunktion;
sie sei nicht etwa nur teilweise anzurechnen, wenn die Unterhaltsleistungen, was
hier der Fall gewesen sein dÃ¼rfte, niedriger gewesen seien als die HÃ¶he der
nunmehr gezahlten Rente. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne auch nicht einwenden, der Tod
ihres Sohnes sei ursÃ¤chlich dafÃ¼r, dass beitragspflichtige Einnahme in der
gesetzlichen Rentenversicherung nur noch die gezahlte Alhi sei und mithin ihre
RentenansprÃ¼che geschmÃ¤lert wÃ¼rden. Ob die Elternrente zu Recht geleistet
werde, sei nicht zu Ã¼berprÃ¼fen, denn am Charakter der Leistung als Einkommen
Ã¤ndere auch eine rechtswidrige Bewilligung nichts. Die vorgenommene
Anrechnung sei auch der HÃ¶he nach nicht zu beanstanden. Es bestÃ¼nden keine
Bedenken, wenn die Beklagte den monatlichen Betrag in der geschehenen Weise
auf einen Wochenbetrag umrechne (Monatsbetrag mal 3 geteilt durch 13). Nach Â§
187 Abs 4 SGB VII werde die monatlich gezahlte Elternrente auf der Grundlage von
30 Tagen und das Kalenderjahr mit 360 Tagen berechnet. Es kÃ¶nne deshalb
dahinstehen, ob die Beklagte berechtigt gewesen sei, nach Â§ 339 SGB III einen
noch hÃ¶heren Anrechnungsbetrag zu errechnen.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rÃ¼gt die KlÃ¤gerin eine Verletzung des Â§
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194 Abs 3 Nr 7 SGB III. Es liege ein VerstoÃ� gegen Art 3 Grundgesetz (GG)
dahingehend vor, dass Alhi-Bezieher mit UnterhaltsansprÃ¼chen gegenÃ¼ber
Beziehern ohne unterhaltspflichtige AngehÃ¶rige schlechter gestellt seien.
GewÃ¤hre der Staat dem einen EmpfÃ¤nger ohne Unterhaltsanspruch die volle
Leistung, so erkenne er ihm gegenÃ¼ber gleichzeitig an, dass er weiteren Schutzes
durch Aufrechterhaltung seiner RentenansprÃ¼che bedÃ¼rfe. Dem Bezieher mit
UnterhaltsansprÃ¼chen werde nicht nur der Unterhalt vom Zahlbetrag der Alhi in
Abzug gebracht; es werde auch gleichzeitig unterstellt, er bedÃ¼rfe in HÃ¶he des
Unterhalts auch im Hinblick auf die rentenrechtliche Absicherung nicht der Leistung
der Solidargemeinschaft und kÃ¶nne die Absicherung der RentenansprÃ¼che aus
eigenen Mitteln bestreiten. Im Ergebnis mÃ¼sse der Alhi-Bezieher den ihm
zugerechneten Unterhalt zwei Mal ausgeben, zum einen fÃ¼r den Lebensunterhalt,
zum anderen fÃ¼r die Rentenabsicherung. Dieses Ergebnis sei zutiefst unbillig. Im
Rahmen einer verfassungskonformen Auslegung sei deshalb zumindest der Teil der
Alhi anrechnungsfrei zu belassen, der sich ergebe, wenn ein angemessener Betrag
als Freibetrag berÃ¼cksichtigt werde. Hierzu sehe Â§ 194 Abs 2 Nr 2 SGB III eine
Absetzung bei Einnahmen vor; die Regelung erfasse auch freiwillige Leistungen zur
sozialen Absicherung, soweit diese angemessen seien. Es sei der Betrag als
anrechnungsfrei zu belassen, der erforderlich sei, rentenrechtlich den Verlust aus
der Anrechnung auf die Alhi auszugleichen. Die HÃ¶he dieses Absetzungsbetrages
sei im Rahmen der ZurÃ¼ckverweisung durch das LSG zu ermitteln. Es sei nicht
ausgeschlossen, dass zur Erreichung desselben Versicherungsschutzes der volle
Betrag der Elternrente nÃ¶tig gewesen sei.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Urteile des LSG vom 30. Mai 2002 und des SG vom 6. April 2002 aufzuheben
sowie die Beklagte unter Ã�nderung des Bescheides vom 13. Januar 1999 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20. Juli 1999 zu verurteilen, fÃ¼r die Zeit
vom 1. Januar bis 31. MÃ¤rz 1999 wÃ¶chentlich 190,05 DM Alhi unter Anrechnung
der bisher wÃ¶chentlich gezahlten 16,94 DM zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen.

Sie trÃ¤gt vor, die KlÃ¤gerin verkenne, dass der Gesetzgeber mit den Regelungen
in Â§ 194 Abs 2 Nr 2 und Abs 3 Nr 7 SGB III dem SubsidiaritÃ¤tsprinzip Rechnung
getragen habe. Die KlÃ¤gerin habe auch nicht vorgetragen, dass sie tatsÃ¤chlich
aus ihrer Elternrente freiwillige RentenversicherungsbeitrÃ¤ge gezahlt habe und
diese nach Grund und HÃ¶he angemessen gewesen seien.

II

Die Revision ist unbegrÃ¼ndet. Das LSG hat zutreffend einen Anspruch der
KlÃ¤gerin auf hÃ¶here Alhi verneint.

Der Bescheid vom 13. Januar 1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
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20. Juli 1999, mit dem die Beklagte der KlÃ¤gerin Alhi fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar
bis 31. MÃ¤rz 1999 in HÃ¶he von wÃ¶chentlich 16,94 DM bewilligt hat, und der im
Revisionsverfahren allein noch angefochten ist, ist rechtmÃ¤Ã�ig. Die Beklagte
konnte, nachdem sie die bisherige Alhi-Bewilligung bereits zum Teil aufgehoben und
fÃ¼r die Zeit bis Dezember 1998 Leistungen zurÃ¼ckgefordert hatte, Ã¼ber die
Zahlung der laufenden Alhi unter Beachtung der auf Grund der
Leistungsentgeltverordnung 1999 ab 1. Januar 1999 maÃ�gebenden
Leistungsentgelte durch Bewilligungsbescheid entscheiden. Einer zusÃ¤tzlichen
Aufhebung der Fortzahlungsbewilligung vom April 1998 bedurfte es dafÃ¼r nicht.
Die ErklÃ¤rung der Beklagten, an den Aufhebungs- und
RÃ¼ckzahlungsentscheidungen nicht festhalten zu wollen, bezog sich hinsichtlich
der Aufhebung nur auf die Zeit bis Dezember 1998, die auch die RÃ¼ckzahlung
betraf, aber nicht auf die Aufhebung der Alhi-Bewilligung fÃ¼r die Zeit ab Januar
1999. Dies ergibt sich sinngemÃ¤Ã� aus der zusÃ¤tzlichen ErklÃ¤rung, es solle
Ã¼ber den Zeitraum Januar bis MÃ¤rz 1999 entschieden werden, soweit der
Anspruch auf laufende Alhi betroffen war.

Der Senat kann davon ausgehen, dass die KlÃ¤gerin in der fraglichen Zeit ab Januar
1999 neben der BedÃ¼rftigkeit die sonstigen Voraussetzungen fÃ¼r einen
Anspruch auf Alhi (Â§ 190 Abs 1 SGB III) erfÃ¼llt hat, obwohl das LSG insoweit
vollstÃ¤ndige Feststellungen nicht getroffen hat. Da die Beklagte der KlÃ¤gerin Alhi
bewilligt hat, sind Anhaltspunkte fÃ¼r die Annahme, einzelne Voraussetzungen
kÃ¶nnten nicht erfÃ¼llt sein, nicht ersichtlich.

Nach den bindenden Feststellungen des LSG steht der KlÃ¤gerin unabhÃ¤ngig von
der Frage der Einkommensanrechnung Alhi im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum
unter Zugrundelegung eines Bemessungsentgelts von 490 DM und der
Leistungsgruppe A sowie des allgemeinen Leistungssatzes zu. Demnach ist die von
der Beklagten ab 1. Januar 1999 errechnete LeistungshÃ¶he von wÃ¶chentlich
190,05 DM nicht zu beanstanden (Â§Â§ 195, 198, 136, 137, 139 SGB III; Anlage 3
zur SGB III-Leistungsentgeltverordnung 1999 vom 18. Dezember 1998, BGBl I 3864
).

Ohne Erfolg macht die KlÃ¤gerin geltend, die Beklagte habe nicht die von der BG
gezahlte Elternrente von 750,18 DM monatlich in HÃ¶he eines wÃ¶chentlichen
Anrechnungsbetrages von 173,11 DM von der ihr zustehenden Alhi von
wÃ¶chentlich 190,05 DM in Abzug bringen dÃ¼rfen.

Nach Â§ 193 Abs 1 SGB III ist ein Arbeitsloser bedÃ¼rftig, soweit er seinen
Lebensunterhalt nicht auf andere Weise als durch Alhi bestreitet oder bestreiten
kann und das zu berÃ¼cksichtigende Einkommen die Alhi nicht erreicht. Zu
berÃ¼cksichtigendes Einkommen ist insbesondere das Einkommen des
Arbeitslosen, soweit es nicht als Nebeneinkommen anzurechnen ist (Â§ 194 Abs 1
Nr 1 SGB III). Einkommen iS der Vorschriften Ã¼ber die Alhi sind alle Einnahmen in
Geld oder Geldeswert einschlieÃ�lich der Leistungen, die von Dritten beansprucht
werden kÃ¶nnen, abzÃ¼glich bestimmter absetzbarer BetrÃ¤ge wie zB Steuern
oder BeitrÃ¤ge (Â§ 194 Abs 2 SGB III). Nicht als Einkommen gelten bestimmte
Leistungen bzw Einnahmearten nach MaÃ�gabe des Â§ 194 Abs 3 SGB III bzw des
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Â§ 11 der Arbeitslosenhilfe-Verordnung (AlhiV) in der 1999 geltenden Fassung. Nach
Â§ 195 Satz 2 SGB III vermindert sich die HÃ¶he der Alhi um das im Rahmen der
BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung zu berÃ¼cksichtigende Einkommen.

Die KlÃ¤gerin hat in der Zeit von Januar bis MÃ¤rz 1999 Elternrente von der BG
bezogen. Sie hat somit in der fraglichen Zeit Ã¼ber Einnahmen in Geld iS des Â§
194 Abs 2 Satz 1 SGB III verfÃ¼gt. Bei der Elternrente handelt es sich nicht um
Nebeneinkommen (Â§ 141 SGB III). Die Leistung unterfÃ¤llt auch nicht einem der
PrivilegierungstatbestÃ¤nde des Â§ 194 Abs 3 SGB III oder des Â§ 11 AlhiV.

Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin liegen die Voraussetzungen des Â§ 194 Abs
3 Nr 7 SGB III fÃ¼r eine Privilegierung der gemÃ¤Ã� Â§ 69 SGB VII bewilligten und
ausbezahlten Elternrente nicht vor. Nach Â§ 194 Abs 3 Nr 7 SGB III gelten
Leistungen zum Ausgleich eines Schadens nicht als Einkommen, soweit sie nicht
fÃ¼r entgangenes oder entgehendes Einkommen oder fÃ¼r den Verlust
gesetzlicher UnterhaltsansprÃ¼che erbracht werden. Die Rente gemÃ¤Ã� Â§ 69
SGB VII wird nach ausdrÃ¼cklicher gesetzlicher Regelung nur erbracht, wenn der
die Rente beanspruchende Verwandte der aufsteigenden Linie â�� hier die
KlÃ¤gerin â�� von dem Verstorbenen â�� ihrem Sohn â�� zur Zeit des Todes aus
dessen Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen wesentlich unterhalten worden ist
oder ohne den Versicherungsfall wesentlich unterhalten worden wÃ¤re, solange er
ohne den Versicherungsfall gegen den Verstorbenen einen Anspruch auf Unterhalt
wegen UnterhaltsbedÃ¼rftigkeit hÃ¤tte geltend machen kÃ¶nnen. Voraussetzung
der Rente nach Â§ 69 SGB VII ist somit einmal die tatsÃ¤chliche bzw hypothetische
Leistung wesentlichen Unterhalts durch den Verstorbenen und darÃ¼ber hinaus das
Bestehen eines zivilrechtlichen gesetzlichen Unterhaltsanspruchs des Verwandten
der aufsteigenden Linie (vgl Ricke in Kasseler Kommentar, Â§ 69 SGB VII RdNr 7;
Kater/Leube, SGB VII, Â§ 69 RdNr 11 f). Die Rente nach Â§ 69 SGB VII, der dem
frÃ¼heren Â§ 596 der Reichsversicherungsordnung entspricht, soll also an die Stelle
eines zivilrechtlichen Unterhaltsanspruchs treten, der infolge des Todes des
Versicherten auf Grund des Versicherungsfalles entfÃ¤llt (vgl BSGE 47, 135 = SozR
2200 Â§ 596 Nr 7; SozR 2200 Â§ 596 Nr 8; BSGE 57, 77, 79 ff = SozR 2200 Â§ 596
Nr 9; Ricke aaO RdNr 4 ff; Kater/Leube aaO RdNr 2). Hieraus ergibt sich, dass eine
gemÃ¤Ã� Â§ 69 SGB VII gezahlte Rente fÃ¼r den Verlust gesetzlicher
UnterhaltsansprÃ¼che erbracht wird, weshalb eine Privilegierung nach Â§ 194 Abs
3 Nr 7 SGB III ausgeschlossen ist.

Die Behandlung der Elternrente als den Verlust gesetzlicher UnterhaltsansprÃ¼che
ausgleichende Geldleistung kann auch nicht mit dem von der KlÃ¤gerin in den
Tatsacheninstanzen angefÃ¼hrten Argument in Frage gestellt werden, sie sei zu
Lebzeiten ihres Sohnes von diesem nur unwesentlich, nÃ¤mlich lediglich in Form
einer Beteiligung an Miete oder Haushaltskosten oder durch Dienstleistungen,
unterhalten worden und sei deshalb bei Anrechnung der Elternrente jetzt schlechter
gestellt als zuvor. Damit stellt die KlÃ¤gerin zwar die Voraussetzungen fÃ¼r die
Bewilligung der Elternrente durch den UnfallversicherungstrÃ¤ger in Frage. Ob die
KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich vor dem Versicherungsfall UnterhaltsansprÃ¼che gegen
ihren Sohn geltend gemacht hat und ob Ã¼berhaupt die Rente durch die BG dem
Grunde und der HÃ¶he nach zu Recht bewilligt worden ist oder nicht, ist von der
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Beklagten jedoch nicht zu Ã¼berprÃ¼fen. Das LSG hat insoweit zutreffend darauf
verwiesen, dass auch eine rechtswidrige Bewilligung nichts am Charakter der
Leistung als Einkommen Ã¤ndern wÃ¼rde. Die Elternrente ist, auch wenn sie zu
Unrecht bewilligt worden sein sollte, nach ihrer Zweckbestimmung eine fÃ¼r den
Verlust eines Unterhaltsanspruchs erbrachte Leistung. Der Bewilligung der Rente ist
â�� Ã¤hnlich wie bei Anwendung des Â§ 142 SGB III der Zuerkennung einer Rente
â�� Tatbestandswirkung beizumessen (vgl BSGE 70, 51, 54 = SozR 3-4100 Â§ 118
Nr 3; BSGE 89, 13, 16 = SozR 3-4300 Â§ 142 Nr 1).

Dass ein sonstiger Privilegierungstatbestand des Â§ 194 Abs 3 SGB III oder des Â§
11 AlhiV in der 1999 geltenden Fassung gegeben sein kÃ¶nnte, ist nicht ersichtlich.
Die Revision macht dies auch nicht geltend.

Nicht zu folgen ist dem Vorbringen der Revision, die BerÃ¼cksichtigung der
Elternrente als Einkommen verstoÃ�e im vorliegenden Fall gegen den allgemeinen
Gleichheitssatz des Art 3 Abs 1 GG, da Alhi-Bezieher mit UnterhaltsansprÃ¼chen
schlechter gestellt seien als Bezieher ohne unterhaltspflichtige AngehÃ¶rige. Zwar
verbietet der Gleichheitssatz grundsÃ¤tzlich die unterschiedliche Behandlung
verschiedener Gruppen von Normadressaten, wenn zwischen den Gruppen keine
Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie eine
ungleiche Behandlung rechtfertigen kÃ¶nnten (ua BVerfGE 81, 156, 205 f mwN = 
SozR 3-4100 Â§ 128 Nr 1 S 18; BVerfGE 100, 59, 90 = SozR 3-8570 Â§ 6 Nr 3).
Jedoch liegt auf der Hand, dass es gerechtfertigt ist, bei PrÃ¼fung der
BedÃ¼rftigkeit solche Personen, denen gesetzlicher Unterhalt oder eine dem
Unterhalt entsprechende Leistung gewÃ¤hrt wird, anders zu behandeln als
Personen, die nicht Ã¼ber Unterhaltsleistungen verfÃ¼gen.

Soweit die Revision in diesem Zusammenhang darauf hinweist, Personen, die auf
Grund der BerÃ¼cksichtigung von Einkommen â�� wie die KlÃ¤gerin â�� nur eine
verminderte Alhi erhalten (Â§ 195 Satz 2 SGB III) seien bei der Absicherung in der
Rentenversicherung benachteiligt, handelt es sich um kein speziell den Bezug von
Unterhalt oder einer vergleichbaren Leistung betreffendes Problem, sondern
allgemein um die Folgen ganz oder teilweise entfallender BedÃ¼rftigkeit. Die
rentenrechtliche Regelung sieht seit 1997 allgemein fÃ¼r Bezieher einer
einkommensbedingt geminderten Alhi nur die Zahlung verminderter BeitrÃ¤ge vor
(Â§ 166 Abs 1 Nr 2a SGB VI idF des Wachstums- und
BeschÃ¤ftigungsfÃ¶rderungsgesetzes vom 25. September 1996, BGBl I 1461, bzw
ab 1. Januar 2000 idF des Haushaltssanierungsgesetzes vom 22. Dezember 1999,
BGBl I 2354).

Der Senat ist insoweit nicht davon Ã¼berzeugt, dass es von Verfassungs wegen
geboten sein kÃ¶nnte, in FÃ¤llen mangelnder BedÃ¼rftigkeit eine den Regelungen
fÃ¼r BedÃ¼rftige entsprechende soziale Absicherung vorzusehen. Denn dem
Sozialstaatsprinzip des Art 20 Abs 1 GG iVm Art 3 Abs 1 GG lÃ¤sst sich
regelmÃ¤Ã�ig kein Gebot entnehmen, soziale Leistungen in einem bestimmten
Umfang zu gewÃ¤hren (BVerfGE 1, 97, 105 = SozR Nr 1 zu Art 1 GG; BVerfGE 8, 274
, 329; BVerfGE 82, 60, 80 = SozR 3-5870 Â§ 10 Nr 1 S 5).
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Der Revision ist allerdings zuzugeben, dass die dargestellten Regelungen im SGB VI,
insbesondere im Hinblick darauf, dass bei Personen, die wegen fehlender
BedÃ¼rftigkeit keinen Anspruch auf Alhi haben, weiterhin Anrechnungszeiten zu
berÃ¼cksichtigen sind (Â§ 58 Abs 1 Satz 1 Nr 3 SGB VI), wenig stimmig erscheinen.
Dies insbesondere deshalb, weil bei Personen, die nur wegen fehlender
BedÃ¼rftigkeit keine Alhi beziehen, zwar weiterhin Anrechnungszeiten nach Â§ 58
Abs 1 Satz 1 Nr 3 SGB VI vorliegen, die BerÃ¼cksichtigung von Anrechnungszeiten
bei Personen, die wie die KlÃ¤gerin wegen Alhi-Bezugs versicherungspflichtig sind,
aber nach Â§ 58 Abs 1 Satz 3 SGB VI ausgeschlossen ist. Die entgegenstehende
Regelung nach Â§ 252 Abs 2 SGB VI ist auf die Zeit bis zum 31. Dezember 1997
begrenzt gewesen.

Wenn die KlÃ¤gerin der Ansicht ist, die Regelungen Ã¼ber die geminderten
RentenbeitrÃ¤ge und/oder die geminderten Rentenanwartschaften verletzten
hÃ¶herrangiges Recht, ist dies allerdings keine Frage der ZulÃ¤ssigkeit der
Einkommensanrechnung. Die KlÃ¤gerin mÃ¼sste dies gegenÃ¼ber dem
RentenversicherungstrÃ¤ger geltend machen, der im Streitfall Ã¼ber die
Versicherungspflicht, die Beitragspflicht und BeitragshÃ¶he sowie die Leistungen in
der Rentenversicherung zu entscheiden hat.

Ebenfalls nicht gefolgt werden kann dem Einwand der Revision, die Beklagte sei
verpflichtet gewesen, einen der HÃ¶he nach erst noch zu ermittelnden
Absetzungsbetrag gemÃ¤Ã� Â§ 194 Abs 2 Satz 2 Nr 2 SGB III zur Erlangung eines
bestimmten rentenrechtlichen Versicherungsschutzes von der Elternrente in Abzug
zu bringen und als anrechnungsfrei zu belassen. Denn die Absetzung von
BeitrÃ¤gen iS des Â§ 194 Abs 2 Satz 2 Nr 2 SGB III setzt grundsÃ¤tzlich voraus, dass
solche BeitrÃ¤ge vom Arbeitslosen auch tatsÃ¤chlich bezahlt worden sind (vgl BSG 
SozR 3-4100 Â§ 138 Nr 4 S 24). "Fiktive" Aufwendungen kÃ¶nnen nicht anerkannt
werden (vgl Ebsen in Gagel, SGB III, Â§ 194 RdNr 62). Die MÃ¶glichkeit, einen
Pauschbetrag abzusetzen, wie dies seit 2002 in Â§ 3 Abs 2 der AlhiV vom 13.
Dezember 2001, BGBl I 3734, vorgesehen ist, bestand nach der 1999 geltenden
Rechtslage nicht; Â§ 11a der AlhiV in der 1999 geltenden Fassung ist fÃ¼r die
KlÃ¤gerin nicht einschlÃ¤gig. Da nach den Feststellungen des LSG davon
auszugehen ist, dass die KlÃ¤gerin BeitrÃ¤ge iS des Â§ 194 Abs 2 Satz 2 Nr 2 SGB III
nicht aufgewendet hat, kÃ¶nnen Absetzungen in der von der Revision
gewÃ¼nschten Weise nicht vorgenommen werden.

SchlieÃ�lich ist auch der von der Beklagten errechnete Anrechnungsbetrag von
173,11 DM pro Woche der HÃ¶he nach nicht zu beanstanden. Das LSG hat insoweit
zutreffend darauf hingewiesen, dass sich bei Anwendung des Â§ 339 SGB III,
wonach fÃ¼r die Berechnung von Leistungen ein Monat mit 30 Tagen und eine
Woche mit sieben Tagen anzusetzen sind, ein fÃ¼r die KlÃ¤gerin ungÃ¼nstigerer
Wochenbetrag errechnen wÃ¼rde (750,18 DM: 30 x 7 = 175,04 DM). Wenn die
Beklagte auf diese Berechnung verzichtet und den fÃ¼r die KlÃ¤gerin gÃ¼nstigeren
Betrag von wÃ¶chentlich 173,11 DM in entsprechender Anwendung des frÃ¼heren
Â§ 112 Abs 3 Satz 2 ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG) ermittelt hat, so ist die
KlÃ¤gerin dadurch nicht beschwert. Mit der Berechnung nach Â§ 112 Abs 3 Satz 2
AFG wird erreicht, dass die unterschiedliche LÃ¤nge der Monate keine
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Auswirkungen hat (Heuer in Hennig/KÃ¼hl/Heuer/Henke, AFG, Stand 1988, Â§ 112
RdNr 20). FÃ¼r die Ansicht der KlÃ¤gerin, nur ein aus dem Jahresbetrag der Rente
nach Teilung durch 365 und Multiplikation mit sieben errechneter Wochenbetrag
von 172,64 DM sei zu berÃ¼cksichtigen, fehlt eine Rechtsgrundlage.

Die Revision ist deshalb zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz.

Erstellt am: 20.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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